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6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2075 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. mittelständische Wirtschaft 


Sozialer Fortschritt und soziale Gerechtigkeit sind nur in einer 
Leistungsgesellschaft möglich, die von dem Leitbild der sozialen 
Marktwirtschaft bestimmt wird. Das bedeutet zugleich ein Be- 
kenntnis zur freien Entfaltung der Initiative eines jeden einzel- 
nen und ein Bekenntnis zum Wettbewerb. 

Von der Bedeutung des Unternehmers und seinen Leistungen 
für die Sicherung der Prosperität und den sozialen Fortschritt 
der Gesellschaft wird von der Bundesregierung nur noch selten 
gesprochen. Daher ist gerade bei den mittelständischen Unter- 
nehmern Zweifel aufgekommen, ob ihr Beitrag zum wirtschaft- 
lichen Wachstum und zur Steigerung der wirtschaftlichen Effi- 
zienz noch die richtige Anerkennung und Würdigung bei der 
Bundesregierung findet. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 


I. Zur Situationsanalyse 

1. Hat die Bundesregierung die Auswirkungen der amtlichen 
Konjunkturpolitik und insbesondere der Hochzinspolitik 
der zurückliegenden Zeit auf die Leistungsfähigkeit und die 
Wettbewerbsfähigkeit der mittleren und kleineren Unter- 
nehmen beobachtet und zu welchen Ergebnissen ist sie 
dabei gekommen? 

2. Hat die Bundesregierung durch die Aussetzung der degres- 
siven Abschreibung ihr Ziel, das Investitionsklima abzu- 
kühlen und den Preisanstieg zu dämpfen, erreicht? Hat die 
Bundesregierung die Auswirkungen der Aussetzung der 
degressiven Abschreibung auf die Möglichkeit zur Reali- 
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sierung des technischen Fortschritts bei verschiedenen Un- 
ternehmensgrößen geprüft und zu welchen Ergebnissen ist 
sie dabei gekommen? 

3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften in ihrem Memorandum 
zur Industriepolitik, daß die kleinen und mittleren Unter- 
nehmen in einer technologisch fortschrittlichen Wirtschaft 
eine beträchtliche Rolle zu spielen haben und zahlreiche 
Innovationen auf Erfindungen zurückgehen, die in Klein- 
unternehmen entwickelt wurden? Teilt die Bundesregierung 
insbesondere die Auffassung der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften, wonach Kleinunternehmen als Rah- 
men für bestimmte Innovationen häufig besser geeignet 
sind als Großunternehmen und welche Konsequenzen will 
die Bundesregierung aus diesen Erkenntnissen ziehen? 

4. Welche Mehrbelastungen für die Unternehmen sind durch 
die zum 1. Januar 1970 erfolgte Einführung der Lohnfort- 
zahlung für Arbeiter im Krankheitsfalle sowie durch die 
Anhebung der Einkommensgrenze in der Krankenversiche- 
rung für das Jahr 1970 entstanden? Welche Mehrbelastung 
verursacht das zweite Krankenversicherungsänderungsge- 
setz für die Unternehmen? Welche Mehrbelastungen für die 
Wirtschaft sind durch die Einführung eines Bildungsurlau- 
bes entsprechend den Ankündigungen der Bundesregierung 
für die Unternehmen zu erwarten? 

5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die lohn- 
intensiven mittelständischen Unternehmen von diesen Be- 
lastungen aufgrund der Lohnbezogenheit der Sozialabgaben 
besonders stark betroffen werden? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, die Auswirkungen der 
Lohnbezogenheit der Sozialabgaben auf die mittelständi- 
schen Unternehmen erneut zu überprüfen und dem Bundes- 
tag dieses Ergebnis vorzulegen? Sieht die Bundesregierung 
gegebenenfalls Möglichkeiten für konkrete Maßnahmen, 
durch die die durch die Lohnbezogenheit der Sozialabgaben 
bedingten Wettbewerbsnachteile der mittelständischen 
Unternehmen abgebaut werden können? 

7. Ist die Bundesregierung in der Lage, die sich hinter der 
Fassade zufriedenstellender Umsatzzuwachsraten abzeich- 
nende negative Ertragsentwicklung in einzelnen Bereichen 
der mittelständischen Wirtschaft aufzuzeigen und welche 
Konsequenzen glaubt die Bundesregierung aus diesem Miß- 
verhältnis ziehen zu müssen? 

8. Teilt die Bundesregierung die Aufassung, daß wachsender 
Kostendruck bei starker Gewinnkompression gerade in mit- 
telständischen Bereichen zu existenzgefährdenden Sub- 
stanzverlusten führt? 
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9. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ausstattung der 
mittelständischen Wirtschaft mit liquiden Mitteln in der 
Regel unzureichend ist, um Investitionen, insbesondere 
solche zur Erweiterung des Anlagevermögens, zur Steige- 
rung der Produktivität und letztlich auch zur Sicherung der 
Arbeitsplätze zu finanzieren? 

10. Ist die Bundesregierung grundsätzlich bereit, aufgrund des 
im Durchschnitt unbefriedigenden Verhältnisses zwischen 
Eigenkapital und Fremdkapital neue Wege der Eigen- 
kapitalfinanzierung einzuschlagen und welche konkreten 
Maßnahmen zur Verbesserung der Eigenkapitalbasis in 
mittelständischen Unternehmen hat die Bundesregierung 
bislang geprüft und zu welchem Ergebnis ist sie dabei 
gekommen? 


II. Von der Diagnose zur Therapie 


A. Zu den „Grundsätzen einer Strukturpolitik für kleine und 
mittlere Unternehmen" 

1. Haben die von der Bundesregierung verkündeten „Grund- 
sätze einer Strukturpolitik für kleine und mittlere Unter- 
nehmen" einen verbindlichen Charakter für die amtliche 
Wirtschaftspolitik, insbesondere für die Verwaltungspraxis 
oder stellen sie nur eine bloße Absichtserklärung dar? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, ihre „Grundsätze einer 
Strukturpolitik für kleine und mittlere Unternehmen" kon- 
kreter und praktikabler zu gestalten und sich selbst ins- 
besondere zu verpflichten, ihre Maßnahmen einer ökono- 
mischen Erfolgskontrolle nach den Gesichtspunkten der 
Kosten-Nutzen- Analyse zu unterziehen, wie sie im Haus- 
haltsgrundsätzegesetz verankert ist, um so einen optimalen 
Wirkungsgrad der vorgesehenen Maßnahmen zu erreichen? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, insbesondere zu folgenden, 
im Aktionsprogramm nicht angesprochenen Fragen ihre 
Absichten zu präzisieren: 

a) Stärkerer Ausbau der Gewerbeförderung mit dem Ziel 
der Leistungssteigerung im Bereich der mittelstän- 
dischen Wirtschaft, 

b) Verbesserung des Sparens im eigenen Betrieb, 

c) Förderung des Erwerbs von Beteiligungswerten an 
mittelständischen Unternehmen durch Arbeitnehmer, 

d) Erhaltung des privaten Eigentums bei der Städtesanie- 
rung, 
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e) stärkerer Ausbau der Bildungsberatungsstellen, 

f) Reprivatisierung des im öffentlich geförderten Woh- 
nungsbau erstellten Hauseigentums, 

g) stärkere Berücksichtigung mittelständischer Betriebe in 
neuen Wohnsiedlungen und neugeordneten Gebieten. 


B. Zur Steuerpolitik 

1. Wie wird die Bundesregierung bei ihren Gesetzentwürfen 
zur Steuerreform neben den Zielen Steuergerechtigkeit und 
Steuervereinfachung auch dem Grundsatz der Wettbewerbs- 
neutralität der Besteuerung Rechnung tragen, gegebenen- 
falls durch welche Maßnahmen? 

2. Hält die Bundesregierung es für notwendig, im Interesse 
der mittelständischen Unternehmen im Vorgriff auf die 
Steuerreform die Anhebung der Nullstufe bei der Ge- 
werbesteuer alsbald zu verwirklichen? 

3. Welche konkreten Vorstellungen hat die Bundesregierung 
hinsichtlich der Grenzziehung zwischen kleinen, mittleren 
und größeren Vermögen im Bereich der Erbschaftsteuer? 

4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Entrich- 
tung der Erbschaftsteuer zu keinen Liquiditätsschwierig- 
keiten führen darf, und welche Vorkehrungen wird die 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang treffen? 

5. Wird die Bundesregierung bei der Novellierung der Klein- 
betriebsregelung nach § 19 UStG 1967 materielle Ver- 
schlechterungen zum Nachteil der kleinen und mittleren 
Betriebe vermeiden? 

6. Welche Vorstellungen und Pläne hat die Bundesregierung 
zur Frage der Einkommen- und Lohnsteuerfreiheit für 
Überstunden von Arbeitnehmern und Selbständigen? Ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß eine solche Steuer- 
freiheit den Arbeitsmarkt entlasten könnte? 


C. Zur Wettbewerbspolitik 

1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß unsere 
Volkswirtschaft eine große Zahl von Klein- und Mittel- 
betrieben und damit eine möglichst große Zahl selbstän- 
diger Existenzen benötigt, damit der Wettbewerb erhalten 
bleibt und damit unsere Wirtschaftsordnung funktionieren 
kann? Auf welchen Gebieten und durch welche Maßnahmen 
hat die Bundesregierung diesem Grundsatz bislang Rech- 
nung getragen? 
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2. Aus welchen Gründen ist es der Bundesregierung bislang 
noch nicht gelungen, die bereits in ihrer Regierungser- 
klärung angekündigte und danach mehrfach zugesagte 
Novelle zum Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
vorzulegen? 

3. Ist die Bundesregierung in der Lage, die Auswirkungen zur 
Erhaltung eines leistungsfähigen und lauteren Wettbewerbs 
aufzuzeigen, die von der auf Initiative der Fraktion der 
CDU/CSU in der zurückliegenden Legislaturperiode verab- 
schiedeten Novelle zum Gesetz gegen den unlauteren Wett- 
bewerb zu verzeichnen sind? 

4. Ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, einen 
quantifizierten Überblick über die tatsächliche Beteiligung 
mittelständischer Gewerbebetriebe an öffentlichen Auf- 
trägen zu erstellen? 


D. Zur Gesellschaftspolitik 

1. Wann wird die Bundesregierung in der Lage sein, die in 
der Regierungserklärung gemachte und danach mehrfach 
bekräftigte Ankündigung zur Öffnung der Rentenversiche- 
rung für Selbständige zu realisieren und von welchen Prin- 
zipien wird sich die Bundesregierung dabei leiten lassen? 

2. Beabsichtigt die Bundesregierung die Öffnung der Renten- 
versicherung für Selbständige nur gemeinsam mit der Ein- 
führung einer flexiblen Altersgrenze in der Rentenver- 
sicherung zu behandeln? 

3. Beabsichtigt die Bundesregierung zur ausreichenden Alters- 
sicherung der Selbständigen Steuererleichterungen für Be- 
triebsaufgaben aus Altersgründen über die im Entwurf 
eines Zweiten Steueränderungsgesetzes 1971 enthaltenen 
Maßnahmen hinaus zu gewähren und sieht sie insbesondere 
eine Erhöhung der Sonderausgaben-Höchstbeträge bei der 
Einkommensteuer vor? 

4. Wann und in welcher Weise wird die Bundesregierung ihre 
Absichtserklärungen zur Einbeziehung der Selbständigen 
in die staatliche Vermögensbildung realisieren? 


E. Zur Bildungspolitik 

1. Wie gedenkt die Bundesregierung die Wirtschaft in ihren 
Bemühungen um eine umfassende Berufsbildung zu unter- 
stützen? 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bereits er- 
griffen und welche wird sie noch ergreifen, um der Berufs- 
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bildung den gleichen Rang zu geben wie anderen Bildungs- 
einrichtungen? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, die nach der neuesten Fort- 
schreibung der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes 
für die Zeit bis 1974 bestehende Disparität zwischen finan- 
zieller Förderung für Hochschulbildung, Wissenschaft und 
Forschung einerseits und der Berufsbildung andererseits in 
eine sachgerechte Relation zueinander zu bringen. 


Bonn, den 7. April 1971 


Gewandt 

Dr. Barzel, Stückten und Fraktion 


Begründung 

Die Politik dieser Bundesregierung hat trotz mancher Publika- 
tionen bislang nicht in wünschenswertem Umfang erkennen 
lassen, inwieweit sie bereit ist, die mittelständische Wirtschaft 
in ihrer Substanz zu erhalten und zu fördern. Wir halten daher 
eine klare Stellungnahme der Bundesregierung zu den in dieser 
Großen Anfrage gestellten Fragen für nötig. 


6 



